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Vorwort 
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Forschung bieten. Anregungen für zukünftige Entwicklungen kann die hier 

untersuchte italienische Kleine Genossenschaft nach wie vor bieten. 

Bedanken möchte ich mich als erstes bei meinem Doktorvater Prof. Dr. 
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Dank gilt darüber hinaus Prof. Dr. Graziadei, Prof. Dr. Bonfante, Prof. Dr. 
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und seine immerwährende Unterstützung. Ganz besonders danken möchte 
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1. Teil: Einleitung 

A.  Hintergrund der Untersuchung: Von der Idee einer Kleinen              
Genossenschaft zu ihrer Umsetzung 

Die Idee einer Kleinen Genossenschaft entstand, um neue Lösungsansätze 
für bestehende Probleme der Förderung wirtschaftlicher Initiative kleiner 
und mittlerer Unternehmen zu bieten. Sie gewährt zudem in Zeiten sich 
wandelnder wirtschaftlicher Strukturen, neuer technischer Möglichkeiten 
und sozialer Veränderungen auch eine Alternative, diesen Herausforde-
rungen auf lokaler Ebene und in kleinen gesellschaftsrechtlichen Struktu-
ren zu begegnen.1 Das Konzept besteht darin, innerhalb der genossen-
schaftlichen Rechtsform strukturelle Erleichterungen, wie beispielsweise 
einen optionalen Aufsichtsrat und geringere Prüfungspflichten, zu ermög-
lichen. Sie ist eine bezüglich rechtlicher Vorgaben vereinfachte und damit 
flexiblere und weniger stark kontrollierte Genossenschaft, die auf diese 
Weise die wirtschaftliche Realität kleiner Unternehmen widerspiegeln 
soll.2  

Die Bedeutung der Idee einer Kleinen Genossenschaft wächst seit Jahr-
zehnten europaweit und fand auf Unionsebene ihren formalen Nukleus in 
der Berücksichtigung innerhalb der Regeln der 2003 eingeführten Europä-
ischen Genossenschaft (SCE).3 Dies stellte einen bedeutenden Schritt für 

____________________ 

1  Vgl. Schulze/Wiese, in: ZfgG 2006, (108 ff.). Siehe allg. zur Bedeutung der Ge-
nossenschaft bei sich ändernden (wirtschaftlichen) Bedingungen Hagedorn, in: 
Institut für Genossenschaftswesen an der Humboldt-Universität zu Berlin 
(Hrsg.), Auf den Spuren des Genossenschaftsgedankens, 5 (5).  

2  Vgl. Großfeld, in: ZfgG 2006, 101 (101 f.); Schulze/Wiese, in: ZfgG 2009, 134 
(135 f.).  

3  Am 22. Juli 2003 verabschiedete der Rat der Europäischen Union die Verord-
nung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates über das Statut der Europäischen Genossen-
schaft (Societas Cooperativa Europea – SCE). Die SCE eröffnet die Möglichkeit 
sich grenzüberschreitend unabhängig von nationalen Rechtsformen im europäi-
schen Rechtsrahmen einer Genossenschaft zu organisieren (zu Einzelheiten siehe 
Schulze, in: NZG 2004, 792 (792 ff.). Allerdings blieb der Erfolg der SCE bis-
lang eher gering (vgl. bspw. die Mitteilung der Kommission der Europäischen 
Union »Über die Förderung der Genossenschaften in Europa« vom 23. Februar 
2004; siehe auch kritisch Krimphove, in: ZfgG 2011, 45 (45 ff.); Schulze, in: 
ZfgG 2009, 269 (269)). 
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die Kleine Genossenschaft auch deshalb dar, weil die SCE eine harmoni-
sierende Wirkung auf die nationalen Rechtsordnungen, mithin Streuung 
der Idee einer kleinen Genossenschaftsform auf nationale Ebene hervor-
rief.  

Die Einführung der Europäischen Genossenschaft nutzten viele Staaten, 
darunter Deutschland, nicht nur für notwendige Anpassungen ihres natio-
nalen Rechts hinsichtlich der SCE.4 Ebenso wurden seit langem fällige 
Reformen des nationalen Genossenschaftsrechts durchgeführt und darüber 
hinaus, mit dem Hintergedanken, ein mit der europäischen Rechtsform der 
Genossenschaft wettbewerbsfähiges nationales Modell bereitzustellen, 
neue Impulse aufgegriffen.5 In Deutschland erfolgten diese Modifikatio-
nen mit der Reform des Genossenschaftsgesetzes im Jahr 2006.6 Mit dem 
Ziel, die eingetragene Genossenschaft deutschen Rechts insgesamt und 
auch speziell für kleine Unternehmen attraktiver zu machen, sehen die ge-
setzlichen Regelungen nunmehr, neben anderen Neuerungen, insbesonde-
re strukturelle Erleichterungen abhängig von der Größe der Genossen-
schaft vor.7 

So hielt die Idee einer Kleinen Genossenschaft, wenn auch nicht als ei-
gene Rechtsform, sondern vielmehr als »Bündel von Erleichterungen und 
Optionen« mit der Gesetzesnovellierung von 2006 Einzug in das deutsche 
Recht. Doch der erhoffte Erfolg der Kleinen Genossenschaften stellte sich 
in Deutschland nicht ein. Die Entwicklung der Genossenschaftsgesamtan-
zahl, seit Jahrzehnten rückläufig, verzeichnete nach der Reform zwar seit 
langem wieder positive Zahlen. Eine umfassende Stimulierung neuer Ge-
nossenschaftsgründungen gerade kleiner Initiativen, blieb jedoch aus.8 

____________________ 

4  Vgl. Schulze, in: ZfgG 2005, 177 (177 f.), sowie ders., in: ZfgG 2006, 253 (253 
f.). 

5  Vgl. Großfeld, in: ZfgG 2006, 101 (101 ff.); Heß, Die Europäische Genossen-
schaft und die Reform des Genossenschaftsrechts in Deutschland, 270. 

6  BT-Drucks. 16/1025 vom 23. März 2006. 
7  Vgl. Begründung der Bundesregierung sowie Stellungnahme des Bundesrates 

und der Bundesregierung in BT-Drucks. 16/1025 vom 23. März 2006, 55 ff. und 
101 ff. Siehe auch Heß, Die Europäische Genossenschaft und die Reform des 
Genossenschaftsrechts in Deutschland, 270. Andere Neuerungen waren etwa die 
Einführung einer größeren Satzungsautonomie, die Einräumungsmöglichkeit von 
Mehrstimmrechten etc. 

8 Lehmann/Sieker, in: ZfgG 2015, 3 (4). Vgl. so auch die Antwort der Bundesre-
gierung auf die Kleine Anfrage von Abgeordneten und der Fraktion DIE LINKE, 
BT-Drucks. 17/10654, S. 3-5. 
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B. Untersuchungsgegenstand und -ziel  

I. Die Kleine Genossenschaft in Deutschland und Italien 

Die in Deutschland gezogene Bilanz9 ist eindeutig: Die Kleine Genossen-
schaft braucht einen neuen Kurs. Dabei geht es jedoch nicht um einen 
grundlegenden Richtungswechsel. Die Idee der Kleinen Genossenschaft 
als eine vereinfachte, mit mehr Flexibilität ausgestattete und der wirt-
schaftlichen Realität kleiner Unternehmen angepasste Genossenschafts-
form hat sich in den nationalen Rechtsordnungen im europäischen Raum 
bewährt und soll auch in Deutschland weiter verfolgt und ausgebaut wer-
den. Es geht somit vielmehr um eine Kurskorrektur, um Nachbesserungen 
und Anpassungen von solchen gesetzlichen Vorgaben, die in der Praxis als 
unüberwindbare Hemmnisse empfunden werden.10  

Doch im genossenschaftlichen Fahrwasser zu navigieren ist nicht ein-
fach. Für die noch offenen Ziele, wenn auch scheinbar klar definiert, wie 
beispielsweise eine Kostenreduktion, können durch die der Genossen-
schaftsform immanenten Besonderheiten bestimmte Richtungen vorgege-
ben sein bzw. müssen Untiefen der Rechtsformverwässerung zwingend 
umsteuert werden. Es stellt sich somit die Frage, wie der zukünftige Kurs 
der Kleinen Genossenschaften am besten zu bestimmen ist.  

Vor dem Hintergrund der soeben beschriebenen Entwicklung der Idee 
der Kleinen Genossenschaft scheint es für ein besseres Verständnis und 
die Erarbeitung der anstehenden weiteren Reformen des Rechts der Klei-
nen Genossenschaft insoweit naheliegend, sich neben dem Instrument sys-
tematischer Analyse und Reflexion der nationalen Erfahrungen auf die in 
anderen europäischen Ländern schon erfolgte rechtliche »Kursbestim-
mung« der Ausgestaltung der Kleinen Genossenschaft zu stützen und die-
se für das deutsche Genossenschaftsrecht fruchtbar zu machen. Wenn 

____________________ 

9  Vgl. in jüngerer Zeit statt vieler Beuthien, in: ZRP 2013, 130 (130); Lehmann/ 
Sieker, in: ZfgG 2015, 3 (5 m.w.N.), sowie das Ergebnis der jüngsten vom 
BMWi in Auftrag gegebenen Studie Kienbaum Management Consultants GmbH/ 
Seminar für Genossenschaftswesen der Universität zu Köln, Potenziale und 
Hemnisse von unternehmerischen Aktivitäten in der Rechtsform der Genossen-
schaft, 331.  

10  Zum Beispiel in den viel diskutierten Bereichen der Prüfungs- und Verbands-
pflicht (siehe statt vieler den Referentenentwurf des Bundesministeriums der Jus-
tiz – Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Kooperationsgesellschaft und 
zum weiteren Bürokratieabbau bei Genossenschaften, 15 f., 18). 
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auch nicht zwingend den dort gewählten Routen gefolgt werden muss oder 
sogar kann – bestimmt doch das nationale Umfeld immer den Ausgangs-
punkt der rechtlichen Entwicklungsvorgaben und Gestaltungsmöglichkei-
ten11 – können sie wegen ihrer längeren und vor allem positiven Erfah-
rung wichtige Impulse für die Entwicklung einer erfolgreichen kleinen 
Genossenschaftsform geben. 

Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die italienische Form der Klei-
nen Genossenschaft, die mittlerweile den Großteil aller Genossenschaften 
und einen wesentlichen Anteil an den nunmehr bei ca. 2000 jährlich lie-
genden Neugründungen in Italien ausmacht.12 So stellt sich Italien auch 
infolge der Einführung und des Erfolgs der Kleinen Genossenschaft als 
Staat mit den absolut meisten Genossenschaften in Europa dar und weist 
im Vergleich zu Deutschland einen rund zehnmal größeren Anteil an Ge-
nossenschaften am Gesamtunternehmensbestand des Landes auf.13 Das 
italienische Rechtssystem scheint, wie zumindest die statistischen Daten 
anzeigen, den richtigen Weg für eine erfolgreiche Kleine Genossenschaft 
vorzuzeichnen. 

Deren rechtliche Ausgestaltung soll aus diesem Grund in der folgenden 
Untersuchung genauer betrachtet werden, immer mit dem Blick darauf, 
welche Optionen dieses »Erfolgsmodell« für die deutsche Kleine Genos-
senschaft eröffnen kann. Durch die Untersuchung, welche Regulierungen 
in Deutschland und welche in Italien bestehen, können nationale Beein-
flussungsfaktoren ausgemacht und Schwächen oder Stärken der jeweiligen 
Rechtsordnung aufgezeigt werden, sind es doch insbesondere die gesell-
schaftsrechtlichen Vorgaben, neben ideellen und wirtschaftlichen Aspek-
ten, die den Erfolg einer Rechtsform ausmachen. Zentraler Untersu-
chungsgegenstand sind damit das deutsche Genossenschaftsgesetz und die 
im italienischen Zivilgesetzbuch speziell für Genossenschaften vorgese-
henen Art. 2511-2545octiesdecies Codice Civile. In einem Rechtsver-
gleich dieser beiden Systeme sollen Gemeinsamkeiten und Unterschiede 

____________________ 

11  Vgl. Großfeld, Macht und Ohnmacht der Rechtsvergleichung, 80 ff. 
12  Vgl. Cusa, in: Cusa, Emanuele (Hrsg.), La cooperativa-s.r.l., 1 (3); Quattrocchi, 

in: Cusa, Emanuele (Hrsg.), La cooperativa-s.r.l., 7 (17 f.). 
13  Diesem Verhältnis liegt die Anzahl der Genossenschaften insgesamt in Italien 

und Deutschland zugrunde. Siehe zu den italienischen statistischen Daten die In-
formationen von CentroStudi Legacoop, La cooperazione nei dati dei censimenti 
2004, und Unioncamere, aufgearbeitet von Seifert, in: Seifert (Hrsg.), Über den 
Tellerrand, 22 (24 f.). Vgl. auch Schacht, Die Genossenschaften im Wettstreit 
der Unternehmensformen in ausgewählten EU-Staaten, 52 ff. 
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erforscht werden, um das mögliche Entwicklungspotenzial für die deut-
sche Kleine Genossenschaft und somit letztlich für das gesamte deutsche 
Genossenschaftswesen zu extrahieren. Bei der Bewertung der nationalen 
Optionen werden dabei auch immer wieder Bezüge zu den jeweiligen 
konkurrierenden anderen nationalen Rechtformen hergestellt. Schließlich 
ergibt sich der Erfolg der Genossenschaftsform weniger aus ihrer Überle-
genheit bezüglich anderer europäischer Varianten als vielmehr aus ihrer 
Attraktivität im Vergleich zu anderen nationalstaatlichen Gesellschaftsop-
tionen und ihrem »Bestehen« in diesem Rechtsformwettbewerb.  

II. Eine Kleine Genossenschaft – »Warum und wenn ja wie«?  

Im Gegensatz zu anderen Gesellschaftsformen, bei denen die Frage nach 
einem »Warum?« kaum gestellt wird, steht die Genossenschaft in 
Deutschland beständig unter einem Rechtfertigungsdruck. Unzählige 
Werke behandeln die Frage, ob die Genossenschaft noch eine »zeitgemä-
ße« Rechtsform ist, ob sie einen sinnvollen Platz im Gesellschaftsrecht 
einnimmt oder schlicht im Verlauf des letzten Jahrhunderts im Wettbe-
werb der Rechtsformen an den Rand der Bedeutungs- und Sinnlosigkeit 
gedrängt wurde.14  

Die Kleine Genossenschaft wird sich also auch der Frage stellen müs-
sen, ob für sie in Deutschland überhaupt noch eine Notwendigkeit besteht. 
Die mangelnde Resonanz in der Praxis kann zur Beantwortung kein Krite-
rium sein. Auch wenn sich der Rückschluss aufdrängt, dass Gründer klei-
ner Unternehmen nach wie vor die Rechtsformen der GmbH, Personenge-
sellschaft oder des Vereins bevorzugen, kann der Grund hierfür neben ei-
nem Desinteresse an den genossenschaftlichen Ideen ebenso die konkrete 
gesetzliche Ausgestaltung der Kleinen Genossenschaft sein. Bietet sie im 
Rechtsformwettbewerb mehr (wie auch immer gewertete) Nachteile denn 
Vorteile, wird kaum ein Zulauf zu erwarten sein. 

So setzt auch der angestrebte Rechtsvergleich zwischen Italien und 
Deutschland an dieser Stelle an, um die entsprechenden Hemmnisse bzw. 
fehlenden Attraktivitätsfaktoren im deutschen Recht herauszuarbeiten und 
Lösungen aufzuzeigen. Sinnvoll ist ein solches Unterfangen jedoch nur, 
wenn überhaupt Interesse an der genossenschaftlichen Idee besteht. Dies 

____________________ 

14  Vgl. statt vieler Beuthien, in: NZG 2008, 210 (211); Großfeld, in: ZfgG 2003, 
181 (181 f.). 
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kann zum einen an dem direkten Interesse der Gründer einer kleinen Un-
ternehmung gemessen werden, kann aber zudem staatlichem Interesse mit 
wirtschafts- und sozialpolitischen Zielen entspringen. Um diese umzuset-
zen, könnten zum Beispiel Fördermaßnahmen zu Gunsten der Kleinen 
Genossenschaft ergriffen und dadurch indirekt wiederum das Interesse bei 
Gründern erhöht werden.  

Betrachtet man das Gesellschaftsrecht in seiner Gesamtheit so begeg-
nen sich diese beiden Interessen gerade im Genossenschaftswesen viel-
leicht am stärksten. Wenngleich in unterschiedlichem Maß hervorgehoben 
und in der Förderung umgesetzt, erkennen doch sowohl das italienische 
als auch das deutsche Recht die besondere gesamtwirtschaftlich fördernde 
Funktion der (Kleinen) Genossenschaft an.15 Zweifel an dem staatlichen 
Förderziel der Unterstützung der Kleinen Genossenschaft können folglich 
nicht bestehen.16 Die konkrete Umsetzung dieses Förderziels kann dabei 
jedoch, wie sich noch zeigen wird, erheblichen Einfluss auf die Struktur 
und Attraktivität der Rechtsform haben.  

Gleichzeitig bestimmt die Umsetzung des Förderziels die Ausrichtung 
der Rechtsform der Genossenschaft. Nur wenn gesetzlich garantiert wird, 
dass die das Genossenschaftswesen charakterisierenden Merkmale erfüllt 
werden, kann diese Gesellschaftsform auch tatsächlich die gesamtwirt-
schaftlich angestrebte positive Wirkung entfalten. Dabei sind diese Merk-
male jedoch nicht als belastende Verpflichtung für die Genossenschafts-
gründer zu verstehen. Vielmehr sind sie Ausdruck dessen, was die Grün-

____________________ 

15  In Italien schon auf verfassungsrechtlicher Ebene in Art. 45 Costituzione italiana 
verankert. Für Deutschland vergleiche bspw. BVerfG, 1 BvR 1759/91, WM 
2001, 360 (362). Der jüngste Gesetzesentwurf (Referentenentwurf des Bundes-
ministeriums der Justiz – Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Kooperati-
onsgesellschaft und zum weiteren Bürokratieabbau bei Genossenschaften) betont 
auf Seite 19 seiner Ausführungen den Leitgedanken der nachhaltigen Entwick-
lung im Sinne einer nationalen Nachhaltigkeitsstrategie (nachhaltig betriebene 
Unternehmen gewährleisten zunehmenden Wohlstand der Gesellschaft und Ver-
besserung ihrer Lebensqualität) durch Genossenschaftsförderung. Ausführlich 
später unter 3. Teil D. V. 

16  Hinzu treten für die Kleine Genossenschaft darüber hinaus die allgemeinen Be-
strebungen, auch auf Ebene der Europäischen Union, kleine und mittlere Unter-
nehmen zu fördern. Vgl. bspw. Schulze, in: ZfgG 2011, 185 (185 f.), sowie zum 
EU-Projekt »Think small first« und dem »Small Business Act« die Internetseite 
der europäischen Kommission http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/small-
business-act/think-small-first/index_en.htm. Siehe allgemein zum »Staat als För-
derer« von Genossenschaften Draheim, Die Genossenschaft als Unternehmens-
typ, 217 ff. 
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der einer Genossenschaft mit dieser Gesellschaftsform bezwecken. Die 
Genossenschaft ist rechtlicher Ausdruck einer Gesellschaftsform zur 
(wirtschaftlichen) Selbsthilfe und trägt überall dort, wo die Gesellschafter 
selbst mit der Gesellschaft in Interaktion treten wollen. Die Form der Ge-
nossenschaft soll dieses Ziel in rechtlich geregelte Bahnen zur Wahrung 
der Interessen aller Beteiligten lenken. Sie unterscheidet sich von anderen 
Gesellschaftsformen darin, dass sie optimaler rechtlicher Ausdruck dieser 
Bedürfnisse und staatlicher Förderüberlegungen ist bzw. sein soll.  

Der Zulauf zur Rechtsform der Genossenschaft in anderen europäischen 
Ländern und ihre Bedeutung gerade in Krisenzeiten, in denen der Selbst-
hilfegedanke unter dem Aspekt des »gemeinsam sind wir stärker« umso 
wichtiger für den Einzelnen wird, spricht für das generelle Interesse von 
Gesellschaftsgründern an dieser Rechtsform und ihre »Zeitgemäßheit«.17 
Eine genaue Trennlinie zwischen politisch gefördertem und natürlichem 
Interesse von gründungswilligen Personen an der Genossenschaftsform ist 
kaum zu ziehen, jedoch auch gar nicht notwendig, solange die Notwen-
digkeit bzw. zumindest das Interesse an der Rechtsform bejaht werden 
kann. 

Diese Überlegungen geben nicht nur die Antwort auf ein »Warum« be-
züglich der Kleinen Genossenschaft, sondern zeigen gleichzeitig die Vor-
zeichen auf, unter denen die folgende Untersuchung steht. In allen zu un-
tersuchenden Bereichen des Rechtsrahmens der Kleinen Genossenschaft 
wird das durch ihre besondere (sozialpolitische, wirtschafts- und ord-
nungsrechtliche) Ausrichtung bestimmte Spannungsfeld zwischen genos-
senschaftlicher Identität und den Bedürfnissen einer kleinen Unterneh-
mung stehen.18 Die Aufgabe, die sich stellt, ist also nicht das »Warum«, 
sondern vielmehr das »Wie« einer optimalen Lösung zu bestimmen. Die 
aufgeworfene Frage nach der Notwendigkeit der Kleinen Genossenschaft 

____________________ 

17  Vgl. mit besonderem Bezug zu Italien die Ausführungen, die die erhöhte Wider-
standsfähigkeit der Genossenschaften im Vergleich zu anderen Gesellschafts-
formen in unterschiedlichen wirtschaftlichen Bereichen illustrieren, in der Stel-
lungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema 
»Genossenschaften und Umstrukturierung« (Initiativstellungnahme), ABl. Nr. C 
191 vom 29. Juni 2012, 26 f. Siehe auch Birchall/Ketilson, Resilience of the 
Cooperative Business Model in Times of Crisis. 

18  Für Genossenschaften gelten »besondere und andere Funktionsprinzipien als für 
andere Wirtschaftssubjekte«, denen in ihrer rechtlichen Ausgestaltung Rechnung 
getragen werden muss (Schulze, in: Schulze (Hrsg.), Handbuch der Europäischen 
Genossenschaft (SCE), 1 (2), mit Bezug auf das Gemeinschaftsrecht (vgl. so 
auch Erwägungsgrund 7 der SCE-Verordnung)). 
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wird dabei dennoch an einigen Stellen in Form von Überlegungen zur 
rechtlichen Abgrenzung gegenüber anderen Gesellschaftsformen und 
Rechtsformwettbewerbsaspekten die Untersuchung begleiten.  

C. Gang der Untersuchung: Ansatz und Aufbau der Arbeit 

Die Zielsetzung der Arbeit zeichnet sowohl die Methodik als auch den 
Gang der Untersuchung vor. Ausgangspunkt bildet der gewählte deutsch-
italienische rechtsvergleichende Ansatz. Diesem wiederum liegt das Ver-
ständnis einer funktionalen Rechtsvergleichung zugrunde, die nach den 
Gründen für die jeweilige Ausgestaltung des Rechts sowie dessen Funkti-
onen sucht.19 Das Vorgehen ist dementsprechend darauf ausgelegt, die 
deutsche und italienische Rechtsordnung für die Kleine Genossenschaft 
gegenüberzustellen und eine Analyse der Unterschiede und Gemeinsam-
keiten zu erarbeiten sowie diese einzuordnen, zu bewerten und Chancen 
für das deutsche Recht aufzuzeigen. Dabei orientiert sich die Arbeit an 
den einzelnen Aspekten und Problemen der Rechtsform einer Kleinen Ge-
nossenschaft und erarbeitet jeweils schon innerhalb der diese behandeln-
den Kapitel, mittels der Ergebnisse der rechtsvergleichenden Analyse, ent-
sprechende Lösungsansätze und Konzepte. Da sich die Rechtsform der 
Genossenschaft im Wettstreit mit anderen nationalen Gesellschaftstypen 
befindet, geht die Untersuchung an entsprechenden Schlüsselstellen in ih-
rer Analyse über einen reinen Vergleich der unterschiedlichen Rechtsord-
nungen bezüglich der Kleinen Genossenschaft hinaus. Die einzelnen Best-
immungen sowohl im deutschen als auch italienischen Recht werden in-
soweit vor dem Hintergrund des jeweils geltenden gesamten Gesell-
schaftsrechts eingeordnet. Maßstab der Bewertung der einzelnen Regelun-
gen können also ebenso die aus ihnen für die Kleine Genossenschaft resul-
tierenden Auswirkungen im Verhältnis zu anderen Rechtsformen sein. 

Im Zentrum der Arbeit steht die aufgeworfene Frage, wie der rechtliche 
Rahmen einer Kleinen Genossenschaft bestmöglich ausgestaltet sein soll-
te. Um für diese Fragestellung eine Antwort zu finden, werden als Aus-
gangspunkt alle wesentlichen Elemente der Rechtsform einer Kleinen Ge-
nossenschaft in der italienischen und deutschen Rechtsordnung mit ihren 

____________________ 

19  Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 12 ff. Siehe zur funktiona-
len Rechtsvergleichung aus italienischer Sicht grundlegend Sacco, Einführung in 
die Rechtsvergleichung, 13 ff. 
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jeweiligen bestehenden Besonderheiten für ein grundlegendes Verständnis 
dargestellt und beleuchtet. Die hierfür als Ausgangspunkt notwendige 
Einordnung in den Kontext des italienischen Rechts, aber auch des Genos-
senschaftswesens insgesamt, erfolgt im 2. Teil der Arbeit. Es werden die 
genossenschaftliche Tradition, Geschichte und Legislatur der Kleinen Ge-
nossenschaft in Italien erörtert sowie, nach einer Definition dessen, was 
eine Kleine Genossenschaft charakterisiert, die grundlegenden genossen-
schaftlichen Prinzipien und Merkmale kritisch erläutert. 

Der 3. Teil fokussiert sich auf die wichtigsten Aspekte des Rechtsrah-
mens der Kleinen Genossenschaft. Im Einzelnen werden die Gründung, 
die Rechtsstellung der Mitglieder, die Verwaltungsstruktur, die Finanzver-
fassung, die Darlegungs- und Pflichtprüfungen sowie die Beendigung un-
tersucht. Dass die gemachten Ausführungen keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit erheben können, versteht sich bereits aus der Aufgabenstellung 
der Untersuchung. Vielmehr findet eine Konzentration auf einzelne As-
pekte innerhalb dieser Rahmenvorgaben statt.  

Die Schwerpunktsetzung orientiert sich an den wichtigsten schon in der 
Literatur und Rechtsprechung diskutierten, aber auch an den sich erst in 
der rechtsvergleichenden Analyse herauskristallisierenden Problemen be-
züglich der rechtlichen Rahmenbedingungen. Diese lassen sich prima fa-
cie in die Bereiche Verwaltungsaufwand (d.h. z.B. Kosten der Gründung 
und Aufrechterhaltung der Gesellschaft), Finanzierungsmittel, Flexibilität 
und angemessene Ausgestaltung der Gesellschaftsstruktur einordnen. Die 
Schwerpunktsetzung folgt damit auch den Vorgaben der Reformentwürfe 
des deutschen Genossenschaftsrechts, die gerade diese Aspekte (nach wie 
vor) als verbesserungswürdig hervorheben.20 In der Untersuchung wird 
daher immer wieder ein besonderes Augenmerk auf sie gelegt werden. An 
ihnen als problemortientierter Leitfaden richtet sich der Lösungsansatz der 
Untersuchung aus. Der erste Aspekt wird insbesondere in den Kapiteln zur 
Gründung (3. Teil A.) und zu den Darlegungs- und Prüfungspflichten (3. 
Teil E.) herausgearbeitet. Den Finanzierungsmitteln bzw. der finanziellen 
Situation der Kleinen Genossenschaft insgesamt widmet sich das Kapitel 
zur Finanzverfassung (3. Teil D.). Die Flexibilität und Angemessenheit 

____________________ 

20  Vgl. BT-Drucks. 16/1025 vom 23. März 2006, 52 und exemplarisch 82, 89, so-
wie den jüngsten Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz – Ent-
wurf eines Gesetzes zur Einführung der Kooperationsgesellschaft und zum wei-
teren Bürokratieabbau bei Genossenschaften, 15 f. Vgl. zu dieser Prob-
lemschwerpunktsetzung auch Scheffel, Die Reform des Genossenschaftsrechts, 2 
f. 
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der Gesellschaftsstruktur zieht sich schließlich in vielfältigen Facetten 
durch den 3. Teil, zeigt sich vor allem aber in dem Kapitel zur Verwal-
tungs- (3. Teil C.) und den Ausführungen zur Kontrollstruktur (3. Teil E.). 

Bei einer genossenschaftsrechtlichen Untersuchung darf schließlich 
nicht vergessen werden, dass sich die Genossenschaften im Gegensatz zu 
den sonstigen Gesellschaftsformen durch bestimmte, dem Wesen der Ge-
nossenschaft entspringende Besonderheiten auszeichnen. Eine überzeu-
gende Analyse und Einschätzung der jeweiligen Regelungen kann daher 
nur gelingen, wenn man diese Wesensmerkmale und hierbei auch die be-
sondere Rolle des Genossenschaftsmitglieds, ausführlich im 3. Teil B. 
analysiert, berücksichtigt. Eine für einen Aspekt objektiv besser erschei-
nende Lösung kann sich im Gesamtkontext der Gesellschaftsform der Ge-
nossenschaft als nachteilig herausstellen. Die Untersuchung sensibilisiert 
den Leser für die in den weiteren Kapiteln vor ihm liegende rechtliche 
Gratwanderung zwischen personalistischer und kapitalistischer Ausgestal-
tung, zwischen Identitätswahrung und Wirtschaftlichkeitserwägungen21 
mit der Definition und Einführung in das Wesen der Kleinen Genossen-
schaft. Aufgenommen und erneut reflektiert werden dieselben Überlegun-
gen noch einmal am Ende des 3. Teils bei der Betrachtung der Beendigung 
der Rechtsform (3. Teil F.). 

Im Verlauf der Arbeit wird sich zeigen, dass die Frage nach der rechtli-
chen Ausgestaltung einer Kleinen Genossenschaft für deren Erfolg auch 
immer wieder eine Frage nach den Grenzen des Genossenschaftswesens 
selbst und seiner Definition sein wird. Je kleiner und individueller die Be-
dürfnisse, je höher die Forderung nach Flexibilität in einer Gesellschaft, 
desto schmaler wird dabei dieser Grat. So endet die Untersuchung auch 
zum einen mit einem Resümee der Untersuchungsergebnisse der rechtli-
chen Ausgestaltung einer Kleinen Genossenschaft, zum anderen aber 
ebenso mit einem Plädoyer zur Identität dieser Genossenschaftsform. 
Schließlich werden in diesem Zusammenhang die jüngsten Reformüberle-
gungen in Deutschland noch einmal kritisch betrachtet und an den erarbei-
teten Ergebnissen gemessen. 

____________________ 

21  Ein den Genossenschaften und den Anforderungen an ihr Wirtschaften eigener 
Spagat also, der Gegenstand weitreichender und divergierender Diskussionen 
über die Weiterentwicklung des Genossenschaftswesens ist. Vgl. statt vieler 
Münkner, in: Münkner/Ringle (Hrsg.), Perspektiven für die genossenschaftliche 
Finanzierung, 1 (1 ff.); Ringle, Genossenschaftliche Prinzipien im Spannungsfeld 
zwischen Tradition und Modernität; Sebiger, Genossenschaften im Spannungs-
feld von Markterfordernissen und Vereinskultur. 


